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Die Regionalpolitik des Bundes

1. Ausgangslage

Die schweizerische Regionalpolitik steht in engem Zu¬

sammenhang mit dem föderativen Staatsaufbau und mit
der soziokulturellen Vielfalt der Schweiz. Sowohl der

Bund als auch Kantone und Gemeinden können regio¬

nalpolitische Instrumente einsetzen. Ein Rückblick auf
die letzten 30 Jahre zeigt, daß hier - wie in andern Berei¬
chen der schweizerischen Wirtschaftspolitik - zurück¬
haltend und pragmatisch vorgegangen wird.

Allerdings ist in den letzten Jahren unter dem Eindruck
der Globalisierung der Märkte und, gestoßen durch eine

animierte Föderalismusdiskussion, die schweizerische

Regionalpolitik vermehrt grundsätzlich hinterfragt wor¬
den.' Hinzu kommt die Integrationsthematik, welche die

schweizerische Politik mit jener der EU in Beziehung
setzt.

Darstellung 1

Regionalpolitische Problemstellungen

- Interregionale Entwicklungs¬
und Wohlstandsdisparitäten

Entleerung und ökologische Bedrohung des

Berggebietes sowie des ländlichen Raumes

Industrielle Problemregionen

«Regionale Isolation»
als Folge der Integrationspolitik

Entmischung und Ballungskosten

Darstellung 1 gibt einen groben Überblick über jene Pro¬

bleme, die für die Regionalpolitik des Bundes im Vorder¬

grund stehen. Trotz Bemühungen, eine schweizerische

Raumordnungspolitik zu formulieren, stehen instru-
mentell das Berggebiet und industrielle Problemregio¬
nen nach wie vor im Zentrum. Erste Schritte in Richtung
ländlichen Raum werden getan. Praktisch keine unmit¬
telbaren Maßnahmen unternimmt der Bund im Bereich
der Stadtpolitik.2
Seit vielen Jahren existiert in der Schweiz eine Diskus¬
sion darüber, ob die interregionalen Disparitäten zu-
oder abgenommen haben. Je nach Ansatz und Meßkon¬

zept ändern sich die Antworten, aber mit Bestimmtheit
kann festgehalten werden, daß angesichts der Kleinheit
des Landes, der hohen außenwirtschaftlichen Abhängig¬

keit und der feinmaschigen Organisation kantonale
Volkseinkommenszahlen problematische Indikatoren
sind. Die Veränderung der Einkommensdisparitäten
(wie übrigens auch jene der Beschäftigung) ist weitge¬
hend zyklisch, konjunkturell beeinflußt. So kann man al¬

lein feststellen, daß die Position der Kantone im Laufe

der Zeit praktisch gleichgeblieben ist; selbst der Prozeß

der Deindustrialisierung vermochte die Rangliste nicht
wesentlich zu verändern. Die Auswirkungen des Struk¬

turwandels aufdie einzelnen Regionen der Schweiz un¬

tersucht neuerdings a. rossi.3

2. Ziele und Strategien

Die Regionalpolitik des Bundes kann - etwas überspitzt
formuliert - als ein typisches Kind des Kompromisses
umschrieben werden. In einem kürzlich vom Bundesamt
für Industrie, Gewerbe und Arbeit veröffentlichten Arti¬
kel wurde dies so ausgedrückt:
«Regionalpolitik hat nicht nur einen wesentlich wirt¬
schaftspolitischen, sondern einen ebenso hohen staats-
und kohäsionspolitischen Stellenwert» (die Volkswirt¬
schaft 1/1995).
Die Regionalpolitik ist zwar Teil der allgemeinen Wirt¬
schaftspolitik des Bundes, soll aber gleichzeitig einen ge¬

wissen Ausgleich aus Rücksicht auf den Föderalismus
ermöglichen. Impliziert wird also, daß der Wettbewerbs¬

gedanke des föderativen Systems und des Marktes bun¬

desstaatliche Interventionen zur Harmonisierung der

«Startchancen» bedingten. Der damit zutage tretende
Zielkonflikt zwischen gesamtwirtschaftlicher Effizienz
und regionaler Redistribution entlädt sich auch in der

Schweiz regelmäßig in harten Grundsatzdiskussionen.
Geprägt vom Geist der dreißiger Jahre, spricht Art. 31bis

der Bundesverfassung sogar von Maßnahmen «zum
Schutz bedrohter Landesteile», und Art. 31'",inq"i':s der

Bundesverfassung, der sogenannte Konjunkturartikel,
postuliert, daß bei der Stabilitätspolitik aufdie regiona¬
len Auswirkungen Rücksicht genommen werden müsse.

Der Einbezug zusätzlicher Ziele, insbesondere die spar¬
same Nutzung natürlicher Ressourcen, der ökologische
Aspekt also, hat die Aufgabe methodisch sicher nicht

erleichtert. Die Auseinandersetzungen um die Alpen-
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konvention zeigen, wie sich ein theoretisches Dilemma
unversehen zu einem politischen Zündstoff auswachsen
kann. Die Regionalpolitik des Bundes steht im Span¬

nungsfeld vielfältiger, komplexer Anliegen. Um mit die¬

ser Situation einigermaßen fertig zu werden, bedarf es zu¬

mindest griffiger Strategien.

Darstellung 2

Strategien

- Passive Sanierung

- Verbesserung der Standortfaktoren

- Direkte Beeinflussung der Kosten

- Förderung von Innovation
und Diversifikation

- Internalisierung der Ballungskosten

Darstellung 3

Übersicht über die wichtigsten Instrumente
des Bundes

- Bundesgesetz über Investitionshilfe
für Berggebiete (IHG), Rev. 1984

- Bundesbeschluß über Finanzierungsbeihilfen
zugunsten wirtschaftlich bedrohter Regionen,
Rev. 1984, Verl. 1994 /zugunsten
wirtschaftlicher Erneuerungsgebiete 1995

- Bundesgesetz über die Förderung
des Hotel- und Kurortkredites

- Bundesgesetz über die Bürgschaftsgewährung
in Berggebieten

- Raumplanungsgesetz

- Finanzausgleichsgesetz

Hier äußert sich nun die vom Bund geübte Zurückhal¬
tung: Im Vordergrund stehen Maßnahmen zur Verbesse¬

rung der Standortfaktoren (z. B. Infrastrukturpolitik)
oder, für Schlüsselbereiche, eine gezielte Beeinflussung
der Kosten von Unternehmungen (z. B. Subventionie¬

rung von Finanzierungsmaßnahmen). Mittelbar oder

unmittelbar einbezogen wird zunehmend auch die Tech¬

nologiepolitik, die ihrerseits verschiedene Schnittstellen
zu andern Interventionen besitzt. Verschiedene prakti¬
sche Maßnahmen des Bundes und der Kantone, so etwa
die Schaffung von CIM-Zentren und die engere Zusam¬
menarbeit zwischen Universitäten und andern tertiären

Bildungsinstitutionen, verschaffen der technologieorien¬
tierten Regionalpolitik mehr Druck. Hinzu kommen die

Bestrebungen einzelner Kantone (z. B. Neuenburg), wei¬

tergehende regionale Vernetzungen - insbesondere in¬

dustrielle Clusters - zu fördern.4

Entsprechend dem früher gemachten Hinweis sind keine

expliziten stadtpolitischen Strategieelemente erkennbar;
Aspekte der Internalisierung, zum Beispiel im Zusam¬
menhang mit der Mobilität, bleiben der Verkehrspolitik
und der kantonalen Initiative überlassen.

3. Instrumente (Auslegeordnung)

Bekanntlich besteht ein Unterschied darin, was der Ge¬

setzgeber bezweckt und welches die tatsächlichen Wir¬

kungen der von ihm eingeleiteten Maßnahmen sind. In

der Regionalpolitik existieren besonders delikate, fein

verästelte Wirkungszusammenhänge; die Inzidenz der

Regionalpolitik des Bundes stellt denn auch eine beson¬
dere Herausforderung an die empirische Forschung.

In der Folge wird jedoch ein anspruchsloserer, positivi¬
stischer Ansatz gewählt. Darstellung 3 gibt eine Über¬

sicht über die wichtigsten regionalpolitischen Instru¬
mente des Bundes so, wie sie in der Praxis eingesetzt wer¬

den. Im Vordergrund stehen dabei das Investitionshilfe¬

gesetz (IHG), welches auf das Berggebiet ausgerichtet ist,

und der Bundesbeschluß über Finanzierungsbeihilfen
zugunsten wirtschaftlicher Erneuerungsgebiete, mit wel¬

chem auf Unternehmungsebene klassische Wirtschafts¬
förderung betrieben werden kann. Strategisch dominie¬
ren damit die Ansätze «Verbesserung von Standortfakto¬
ren» und «Beeinflussung von Kosten». Beide Instrumente
engagieren direkt die interessierten Kantone - gehen al¬

so in Richtung Vollzugsföderalismus. Der hohe Stellen¬

wert des Berggebietes für die Regionalpolitik des Bundes
führte schon früh zur Einbindung der Tourismuspolitik
und bietet heute verschiedenartige Möglichkeiten der

Überlagerung und Ergänzung von Maßnahmen.
Die Gesetzgebung auf dem Gebiet der Raumplanung
und des Finanzausgleichs fand in der Vergangenheit im¬

mer wieder regionalpolitische Beachtung, namentlich
auch im Zusammenhang mit der verwaltungsinternen
Koordination. Die besondere systematische Bedeutung
dieser zwei Instrumente wird im Zusammenhang mit der

Neuorientierung der Regionalpolitik entsprechend ge¬

wichtet.
Bundesrat und Parlament haben sich in den letzten Jah¬

ren vor dem Hintergrund des strukturellen Wandels der

schweizerischen Wirtschaft über neue regionalpolitische
Instrumente unterhalten. Aus der recht schwerblütig ge¬

führten Diskussion sind schließlich drei Instrumente
hervorgegangen, welche den verantwortlichen Behörden

von Bund und Kantonen wenigstens eine breitere Mit¬
wirkung auf dem internationalen Parkett ermöglichen
(Darstellung 4).

Die Anhänge I und 2 illustrieren die Wirkungsweise und

die finanzielle Bedeutung der beiden Hauptinstrumente
der Regionalpolitik des Bundes. IHG und Finanzie¬
rungsbeihilfen bilden letztlich auch organisatorisch das

Rückgrat der Regionalpolitik des Bundes. So hat die

Berggebietsförderung für den gesamten gesetzlichen
Perimeter umfassende Entwicklungskonzepte hervorge¬
bracht, die nicht nur methodisch, sondern auch für die
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Darstellung 4

Neue regionalpolitische Instrumente des Bundes

- Bundesbeschluß über die Förderung
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
von Kantonen und Regionen im Rahmen
der Gemeinschaftsinitiative lnterregll
in den Jahren 1995-1999 (8.3.1995)

- Bundesbeschluß über die Teilnahme
an internationalen Informations-,
Vermittlungs- und Beratungsprogrammen
zugunsten kleiner und mittlerer
Unternehmen (6.10.1995)

- Bundesbeschluß zur Förderung
der Information über den Unternehmens¬
standort Schweiz (6.10.1995)

regionale Zusammenarbeit bedeutsam sind. Im Bergge¬
biet und in den industriellen Problemregionen haben die

Regionalsekretariate neben den vollziehenden immer
mehr gestaltende Aufgaben übernommen. Im internatio¬
nalen Vergleich ist dies ein sehr wertvolles Erfahrungska¬
pital, dem Sorge getragen werden soll. Allerdings muß in

Zukunft ein Weg zur Überwindung der Kleinräumigkeit
und zur weitern Unterstützung flexibler Vernetzungen
gefunden werden.

4. Wo stehen wir?

Die Regionalpolitik des Bundes steht - wie andere Berei¬
che der Wirtschaftspolitik - unter dem Eindruck einer

nur schleppenden konjunkturellen Erholung und der im¬

mer tiefere Spuren hinterlassenden Globalisierung. Die

Wechselkurssituation trifft sowohl Tourismus als auch

Industrieregionen hart. Der Ruf nach «Standortsiche¬

rung» und entsprechender regionalpolitischer Flankie¬

rung wird laut. Zusätzlicher, kurzfristiger Handlungsbe¬
darf erscheint notwendig wegen haushaltpolitischer
Engpässe, infolge bundesweiter Reorganisationen (z. B.

Abbau von Arbeitsplätzen in Rüstungsbetrieben), aber

auch im Hinblick aufdie Auswirkungen der WTO (z. B.

Aufhebung regionaler Schutzmechanismen bei öffentli¬
chen Vergaben).
Das europapolitische Abseitsstehen der Schweiz besitzt
verschiedene regionalpolitische Dimensionen. Wie im¬

mer man die Qualität der Brüsseler Regionalpolitik beur¬

teilt: der Schweiz fehlt für ihre Politik ein größerer Kon¬

solidierungsrahmen. So heißt das Motto zurzeit «to do

the best of it», und verschiedene Kantone versuchen min¬

destens, in ihren Grenzräumen die notwendigen interna¬
tionalen Kontakte zu intensivieren. Hierbei kommen ih¬

nen die mit dem Bundesbeschluß «lnterregll» gespro¬
chenen Mittel zweifellos gelegen.

Aber es darf nicht übersehen werden, daß sich der

schweizerischen Wirtschaftspolitik prinzipielle, auch

das Verfassungsverständnis betreffende Fragen stellen.

Vor dem Hintergrund der in integrationspolitischen Ab¬

stimmungen wesentlichen Kräfteverhältnisse (Stände¬

mehr) könnte sogar die Frage aufkommen, ob die bisheri¬

gen Geberregionen, die sich in der Regel proeuropäisch
gaben, die in der Regionalpolitik geübte Solidarität auf¬

geben. Bei einer mehr wirkungsorientierten, strukturpo¬
litischen Sichtweise mag man sich auch die Frage stellen,

wo die beschränkten Ressourcen in Zukunft schwerge¬

wichtig einzusetzen seien. Soll bei einer gesamtwirt¬
schaftlichen Stagnation an einem Ausgleich der Schwa¬

chen festgehalten oder, auch aus regionalpolitischem In¬

teresse, auf eine Förderung der Starken eingeschwenkt
werden?
Die Diskussion um die Revitalisierung der schweizeri¬
schen Volkswirtschaft hat dieses Thema aufgenommen,
ohne daß allerdings tiefere empirische Untersuchungen
über die maßgeblichen Wirkungszusammenhänge vorlä¬

gen. Vor rund drei Jahren hat das Eidgenössische Volks¬

wirtschaftsdepartement ein Projekt «Neuorientierung
der Regionalpolitik» lanciert, welches sich auch mit die¬

sem Trade-off auseinandersetzte. Darstellung 5 zeigt -
stark vereinfacht - die wesentlichen Problemfelder und

Schnittstellen.

DüisIrlluniL 5

Neue Akzente

Reform
Finanzausgleich

Revitalisierung

^tik\\\\^\\\\\\\W^
Neuorientierung
Regionalpoljtik

llllllllllllllllllll Ü

Reorganisation
Tourismuspolitik

5. Erneuerungstendenzen

Die Regionalpolitik des Bundes ist in jüngerer Zeit durch
das Nationale Forschungsprogramm 25 und die Aufga¬

benneuverteilung zwischen Bund und Kantonen positiv
beeinflußt worden. Zudem beschäftigen sich verschiede¬

ne Organisationen einläßlich mit der Gestaltung der Re¬

gionalpolitik. Neben den klassischen Stimmen aus dem

Bereich der kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren, des

67



Tourismus oder der Berggebietsförderung im engen Sinn

(z. B. SAB) ist auf ein Manifest der schweizerischen Stu¬

diengesellschaft für Raumordnung und Regionalpolitik
(ROREP) hinzuweisen.5 Als wesentlichste Forderung ist

die Schaffung variabler Bezugsgebiete - das heißt eine

«geometrie variable» - zu erwähnen.
Die bundesrätliche Beratende Kommission für regionale

Wirtschaftsförderung ergriff bereits Ende der achtziger
Jahre eine Initiative, die Regionalpolitik des Bundes se¬

lektiver und flexibler zu gestalten. Gemeinsam mit dem

Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit hat sie das

Projekt «Neuorientierung der Regionalpolitik» getragen.
Im Mai 1994 verabschiedete sie einen Grundsatzbericht,
der vier Reformtendenzen betonte. Erstens soll die Re¬

gionalpolitik bewußt gesamtwirtschaftlich eingebettet
werden. Zweitens schlägt die Kommission insofern eine

Kurskorrektur vor, als in Zukunft das Gewicht mehr auf

Maßnahmen der Allokationseffizienz denn der Umver¬

teilung zu legen sei. Drittens befürwortet sie - übrigens in

Übereinstimmung mit dem Bundesamt für Konjunktur¬
fragen - eine konsequente Einbindung von Forschung,

Technologie und Bildung in die Regionalpolitik. Und

viertens unterstützt sie alle Bestrebungen, die ein stärke¬

res Engagement der Kantone zur Folge haben. Eine

wichtige Voraussetzung für eine in diesem Sinn schlanke¬

re Regionalpolitik stellt, wie bereits angedeutet, die vor¬

gesehene Revision des bundesstaatlichen Finanzaus¬

gleichs dar. Die Förderung des nicht zweckgebundenen,
freien Finanzausgleichs als Absicherungsmittel in einem

föderativen System ist allerdings nicht nur für die Regio¬

nalpolitik, sondern ebenso für eine Entflechtung der Zu¬

ständigkeiten und die Haushaltssanierung bedeutsam.6

Dieser Zusammenhang wiederum erlaubt es auf die

Dauer nicht, die Neuorientierung der Regionalpolitik
unabhängig von andern Reformen durchzuspielen.
Bundesrat und Parlament sind auf diese Vorschläge teil¬

weise eingegangen. In der Auseinandersetzung zwischen

ordnungspolitischer Grundsatzkritik (insbesondere sei¬

tens der Spitzenverbände der Wirtschaft), Besitzstands¬
denken und wissenschaftlicher Herausforderung ist der

schließlich getroffene Kompromiß sicher akzeptabel. In¬

dessen ist anzunehmen, daß längerfristig der strukturpo¬
litische Druck nicht abnimmt, was allenfalls zu neuen In¬

terventionswünschen und Belastungen führen kann.

Darstellung 6 zeigt jene regionalpolitischen Schritte, die

als Folge der Neuorientierung zu erwarten sind.

Die vom Bundesrat am 28. Februar 1996 verabschiedete

Botschaft über die Neuorientierung der Regionalpolitik
soll «die Wettbewerbsfähigkeit und eine nachhaltige Ent¬

wicklung in den Teilgebieten unseres Landes fördern und

zur Erhaltung der dezentralen Wohnortsqualität beitra¬

gen».7 Die Hauptstoßrichtung der Revision des IHG ist

eine sukzessive Abkehr von der «Verteilungsorientie¬
rung», wobei gleichzeitig eine vermehrte Förderung der

regionalen Entwicklungsvoraussetzungen angestrebt
wird. Mit dem Entwurf des Bundesbeschlusses «Regio

plus» soll der sich im ländlichen Raum vollziehende
Strukturwandel begleitet und die Entwicklung der vor-

Darstellung 6

Nächste Schritte

- Auswertung des Vernehmlassungsverfahrens
«Neuorientierung Regionalpolitik»

- Vorlagen an die eidgenössischen Räte

Revision IHG
Bundesbeschluß über Maßnahmen

zur Flankierung des Strukturwandels
im ländlichen Raum («Regio plus»)

- Organisatorische Straffungen und Maß¬

nahmen im Zusammenhang mit

der parlamentarischen Verwaltungskontrolle
(Thema «Koordination»)

handenen Potentiale gefördert werden. Bemerkenswert
ist schließlich, daß der Bundesrat ausdrücklich eine Öff¬

nung der Regionalpolitik in Richtung Raumordnungspo¬
litik und damit auch eine organisatorische Abstimmung
für die im Vorjahr in die Vernehmlassung geschickten

«Grundzüge der Raumordnung Schweiz» sucht. Über die

anvisierte Koordination zwischen Raumordnungs- und

Sektoralpolitik orientiert Anhang 3.

6. Ausblick

Die Regionalpolitik des Bundes ist - wie manches in der

Schweiz - sparsam instrumentiert und auf einen breiten

Konsens ausgerichtet. Die in den letzten Jahren realisier¬

ten Akzentverschiebungen sind bemerkenswert und dür¬

fen als zweckmäßig bezeichnet werden. Allerdings wird -
im Umfeld eines scharfen nationalen und internationa¬
len Standortwettbewerbs - die tatsächliche Wirksamkeit
der Regionalpolitik sorgfältig zu verfolgen sein. Wissen¬

schaft und Politik werden hier noch enger zusammenar¬
beiten müssen, um die notwendigen Evaluationen sicher¬

zustellen.

Verdrängt und teilweise unbeliebt sind nach wie vor die

übergeordneten Fragen der Gebietsorganisation. Reali¬

stischerweise kann nicht angenommen werden, daß hier

wesentliche Bewegungen entstehen. Es geht also darum,
sowohl bezüglich der Technologie- und Industriepolitik8
als auch für die noch anstehenden Fragen der Stadtpoli¬
tik mit den bestehenden Trägern auszukommen. Das Bei¬

spiel der Hochschulpolitik (die nicht nur aus finanziellen
Gründen im Umbruch begriffen ist) scheint zu zeigen,
daß in der interkantonalen Zusammenarbeit durchaus
eine wichtige Erneuerungskraft gesehen werden kann. So

oder so wird die Regionalpolitik des Bundes im Span¬

nungsfeld vom Strukturwandel, Revitalisierung und

Haushaltssanierung eine schwierige Kunst bleiben.
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öffentlich-rechtliche Körperschaften, Private

Anhang 1

Bundesgesetz über Investitionshilfe für Berggebiete
(28.6.1974)

Art der Hilfe

Darlehen, Bürgschaften, Zinszuschüsse zur Restfinanzie¬

rung von Infrastrukturprojekten sowie von Land für Industrie-
und Gewerbezwecke

Empfänger
Gemeinden,
(z.T.)

Voraussetzungen
- Gleichwertige Leistung des Kantons
- Genehmigtes regionales Entwicklungskonzept
- Projekt im Entwicklungskonzept begründet
- Finanzierungslücke

Finanzierung
Fonds de roulement

500 Mio. + 300 Mio. Franken
+ 800 Mio. (bis 2000)

Anhang 2

Bundesbeschluß über Finanzierungsbeihilfen zugunsten
wirtschaftlich bedrohter Regionen (17.6.1994)

Art der Hilfe

- Bürgschaften, Zinskostenbeiträge, Steuererleichterun¬
gen für Innovations- und Diversifikationsvorhaben (Inve¬

stitionen)
- Beiträge an Informationsstellen für Innovationsvorhaben

Empfänger
- Industrielle oder gewerbliche Unternehmungen

Voraussetzungen
- Arbeitsplätze schaffen oder erhalten
- Angemessene Beteiligung der Unternehmung mit Eigen¬

mitteln
- Kantonsbeteiligung
- Bankenbeteiligung

Finanzierung
- Rahmenkredit von insgesamt 20 Mio. Franken für Zins¬

kostenbeiträge
- Bürgschaftsverpflichtung des Bundes insgesamt 300

Mio. Franken

Anhang 3

Koordination zwischen Raumordnungs- und Sektoralpolitik
(Vorschlag des Bundesrates)

Maßnahme Bemerkungen

Zusammenlegung des
Ausschusses Investitions¬
hilfe und der RPK und

Umbenennung in ROK.

Faktisch vollzogen und vom
BR am 18. Dezember 1995

sanktioniert. Auftrag an

Bundesämter, dem BR die

formell-rechtliche Abstüt-
zung noch vorzulegen.
Termin: bis Ende 1996.

Aufhebung der Koordina¬
tionsweisungen und Rege¬
lung der raumordnungs¬
politischen Koordination in

einer Verordnung.

Gleichzeitig Ersatz der bis¬

herigen Bundesratsaus¬
schüsse «Raumordnung»
und «Regionalpolitik» durch
einen Ausschuß «Raum¬

ordnungspolitik».

Vom BR nach Vorliegen
der definitiven Grundzüge
der Raumordnung und

der parlamentarischen
Beschlüsse zur Neu¬

orientierung der Regional¬
politik zu beschließen.
Termin: voraussichtlich
Ende 1996.

Überführung der Beraten¬
den Kommission für regio¬
nale Wirtschaftsförderung
und u. U. auch des For¬

schungsstabes für Raum¬

planung in einen Rat für

Raumordnung.

Vom BR nach Antrag
desBRPund Biga
zu beschließen.
Termin: per 1.1.97.

Stärkung des interdeparte-
mentalen und amtsüber¬
greifenden Kooperations¬
und Koordinationsnetzes
(Modell der Verbindungs¬
verantwortlichen).

Auf 1997 einzuführen.
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